
Forderungen für eine gute Zukunft der EU aus Sicht der Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen 2024-2029

Subventionspolitik durch Konditionalitäten gestalten
Forderungen

•	•	 Fokus auf Anschubinvestitionen mit 
Schlüsselkonditionalitäten (40% der 
Wertschöpfung in Europa, Energieeffizienz, 
Beschleunigung des Erneuerbaren-Ausbaus, 
Sicherstellung der Wiederverwertung und 
Stärkung der strukturpolitischen sozialen 
Komponenten)

•	•	 Zusätzliche Bedingungen wie 
verantwortungsvolle Personalstrategien, 
regionale Transformationspläne sowie Standort- 
und Beschäftigungsgarantien

•	•	 Subventionsausschluss von Unternehmen, 
die unfaire Praktiken wie Steuervermeidung 
oder -hinterziehung betreiben oder arbeits- und 
sozialrechtliche Vorgaben missachten

•	•	 Vorgaben zur Reinvestition von Gewinnen bzw. 
verpflichtender Rückzahlungsmechanismus 
für Gewinne, die Kapitalkosten übersteigen 
und Beschränkung von Dividenden- und Boni-
Ausschüttungen während der Bezugsdauer von 
Förderungen

•	•	 Aufstellung eines Länderschlüssels, um 
verhältnismäßige nationale Subventionen 
sicherzustellen oder „Subventions-Sharing“ 
zwischen den Mitgliedstaaten

•	•	 Koppelung der EU-Förderungen im Rahmen des 
Mehrjährigen Finanzrahmens (MFF) der EU an 
sozial-ökologische Kriterien

Hintergrund

Staatliche bzw. öffentliche Subventionen sind ein 
wichtiges Lenkungsinstrument der nationalen 
und internationalen Wirtschaftspolitik. Da es sich 
dabei um Geld der Steuerzahler:innen handelt, 
muss sichergestellt sein, dass die aus den 
Investitionen erwachsenden Vorteile nicht nur 
dem subventionierten Unternehmen, sondern der 
Gesellschaft insgesamt bzw. der Allgemeinheit 
zugutekommen. Aus diesem Grund fordert die AK 
eine verstärkte Verankerung sozial-ökologischer 
Kriterien in den entsprechenden Förderprorammen 
der Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene.
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Begründung und Argumente 

Die Gewährung von Beihilfen nach Kriterien der 
Nachhaltigkeit ist ein zentraler Hebel für eine gerechte 
Transformation zu einer CO2-neutralen Wirtschaft.
Dabei geht es nicht nur um rein umweltpolitische 
Maßnahmen wie die Reduktion von Emissionen, 
niedrigem Ressourcenverbrauch oder mehr 
Energieeffizienz. Gleichermaßen zu beachten sind 
der Aspekt der Arbeits- und Betriebsorganisation 
und damit die Interessen der Beschäftigten und ihrer 
Mitbestimmung.

Positive Lenkungseffekte europaweit

Durch entsprechende Konditionalitäten kann 
auch die gesamtwirtschaftliche und europäische 
Verantwortung in den Fokus gerückt werden. Dabei 
sollen Anreize für nachhaltiges unternehmerisches 
Handeln gesetzt und gleichzeitig der Missbrauch 
öffentlicher Gelder verhindert werden. In diesem Sinn 
ist im Rahmen der Überarbeitung der einzelnen Fonds 
und Planung des MFF für die Jahre ab 2028 eine 
Koppelung von EU-Förderungen an sozial-ökologische 
Kriterien anzustreben.

Nationale Subventionen sollten dabei entsprechend 
des BIPs nach oben begrenzt werden, um Disparitäten 
innerhalb der EU zu verhindern. Denkbar wäre auch 
eine die Festlegung einer Beihilfenschwelle, ab der 
bestimmte Projekte nur gemeinsam mit anderen 
Mitgliedstaaten durchgeführt werden können.

Kontakt

AK EUROPA
office@akeuropa.eu
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Die Bundesarbeitskammer (AK) ist die gesetzliche 
Interessenvertretung von rund 4 Millionen 
Arbeitnehmer:innen und Konsument:innen in 
Österreich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen sozial-, 
bildungs-, wirtschafts- und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler sowie auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. 
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